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Übungen im Bürgerlichen Recht

Übungsfall 1
Reifenhersteller H liefert an Sportwagen-Fachhändler V im August 2006 Reifen, die im Juli 2006 produziert worden und für Sportwägen der Marke Ferrari geeignet sind. Sie dürfen nach ausdrücklicher Herstelleranweisung ab spätestens August 2011 aufgrund ihres Alters nicht mehr verwendet werden.

V verkauft an K am 10. 1. 2012 einen gebrauchten Ferrari. Im schriftlichen Kaufvertrag wird auf Betreiben des K ausdrücklich festgehalten, daß der Wagen mit neu montierten, fabrikneuen Reifen versehen ist. In Wahrheit hat V vier von eben jenen von H 2011 gelieferten Reifen auf das Auto montiert. Die Herstelleranweisung, die ihm dies verbietet, hat V dabei bewußt ignoriert, weil er die alten „Ladenhüter“ endlich loswerden will und glaubt, es werde schon kein Unfall passieren. V hätte ohne weiteres fabrikneue Reifen auf Lager gehabt und wäre bei Bedarf in der Lage gewesen, sie binnen einer Stunde zu montieren. Den Kaufpreis soll K nach den Vereinbarungen mit V in 30 monatlichen Raten zu je 2.000 Euro zahlen. K übergibt dem V 30 vordatierte und von ihm original unterschriebene Überweisungsformulare über jeweils 2.000 Euro, die V jeweils zu Monatsbeginn zur Hausbank des K bringen und dort einreichen soll. Der Wagen hätte mit fabrikneuen Reifen tatsächlich einen Wert von 60.000 Euro. Infolge der veralteten Reifen sinkt der Wert auf 57.000 Euro.

Am 14. 3. 2014 – vom Kaufpreis sind mittlerweile 26 Raten, also insgesamt 52.000 Euro abbezahlt – fährt K mit dem Ferrari auf trockener Fahrbahn bei freier Strecke mit zulässigen 130 km/h über die Autobahn, als plötzlich der linke Hinterreifen platzt. K verliert die Herrschaft über das Fahrzeug und prallt gegen eine Leitplanke. Der Wagen überschlägt sich anschließend und kann nur noch mit Totalschaden geborgen werden. K wird mit erheblichen Verletzungen in das Krankenhaus eingeliefert und kann sich gerade noch mit B in Verbindung setzen, um die noch nicht eingereichten Überweisungsaufträge an V zu widerrufen. K teilt diesen Widerruf auch dem V mit. Gleichwohl führt B in der Folgezeit die restlichen Überweisungsaufträge aus Versehen aus, als V die von K unterschriebenen Formulare bei ihr einreicht. Zwei Wochen nach dem Unfall wird K aus dem Krankenhaus entlassen; nach weiteren zwei Wochen gelingt es ihm, ein neues Fahrzeug zu erwerben. K sieht davon ab, in der Zwischenzeit ein Ersatzfahrzeug anzumieten. Für die Kosten der Heilbehandlung des K kommt seine Krankenversicherung auf.

Aufgabe 1: K ficht alsbald den Kaufvertrag an, weil er „betrogen“ worden sei, und verlangt von V, ihm die 52.000 Euro zurückzuzahlen, die er ihm bis zu dem Unfallzeitpunkt überwiesen hatte. V weigert sich: Er sehe schließlich auch sein Auto nicht wieder.

Aufgabe 2: K prüft seine Kontoauszüge und stellt fest, daß B entgegen seinem Widerruf auch die restlichen 8.000 Euro an V überwiesen und das Konto des K mit diesem Betrag belastet hat. Auf Beanstandung des K macht B die Buchung rückgängig und schreibt dem K die 8.000 Euro wieder gut. B verlangt nunmehr von V Erstattung dieser 8.000 Euro.

Aufgabe 3: Unterstellt, der Wagen wäre selbst unter Berücksichtigung der mangelhaften Bereifung 80.000 Euro (unter Berücksichtigung des Reifenmangels: 77.000 Euro) wert und K hielte am Kaufvertrag unverändert (d. h. ohne zu mindern) fest: Könnte er von V Ersatz für den zerstörten Wagen sowie Ersatz entgangener Nutzungsmöglichkeit für vier Wochen (100 Euro pro Nutzungstag) verlangen?

Lösung

Aufgabe 1

K könnte gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 52.000 Euro aus § 812 I 1 1.Alt. BGB haben.

1 Punkt

I. V hat etwas erlangt, nämlich eine Kontogutschrift über 52.000 Euro.

1 Punkt

Dieser Punkt ist schon dann voll zu geben, wenn die Prüfungsstation „Etwas erlangt“ abgehandelt und das Erlangte mit einer Geldsumme bezeichnet wird. Wenn das Erlangte als Gutschrift präzisiert wird, gibt es 1 Zusatzpunkt.

II. V müßte dieses Geld durch Leistung des K erlangt haben. Leistung ist jede bewußte und zweckgerichtete Mehrung fremden Vermögens. K hat den Geldbetrag an V gezahlt, um sich von seiner Kaufpreisschuld zu befreien. Er hat damit solvendi causa geleistet,

2 Punkte

1 Punkt für Definition des Leistungsbegriffs; 1 Punkt dafür, daß Leistung solvendi causa im vorliegenden Fall gesehen wird.

III. 1. Fraglich ist, ob dem V ein Rechtsgrund zur Seite steht. Das war an sich der Fall: K und V hatten ursprünglich einen Kaufvertrag geschlossen.

1 Punkt

2. Der Kaufvertrag könnte aber nach § 142 I BGB nichtig sein. Voraussetzung ist, daß er anfechtbar war und angefochten worden ist.

1 Punkt

a) Eine Anfechtungserklärung des K liegt vor (§ 143 I BGB). Sie ist gegenüber V als Anfechtungsgegner (§ 143 II 1.Alt. BGB) abgegeben worden.

2 Punkte

1 Punkt für Anfechtungserklärung, 1 Punkt für Anfechtungsgegner.

b) Ein Anfechtungsgrund könnte sich aus § 123 I BGB ergeben.

1 Punkt

aa) V hat dem K vertraglich zugesagt, die Reifen, die auf das Auto montiert worden seien, seien fabrikneu. In Wahrheit durften sie bereits im Zeitpunkt des Kaufabschlusses wegen Überalterung nicht mehr verwendet werden. V hat somit den K getäuscht.

1 Punkt

bb) V wußte, daß die Reifen nicht fabrikneu waren und daß es dem K – der auf die Aufnahme der entsprechenden Klausel in den Kaufvertrag gedrängt hatte – auf die Fabrikneuheit ankam. Damit hat V arglistig gehandelt.

2 Punkte

1 Punkt für Vorsatz bezüglich der fehlenden Fabrikneuheit, 1 Punkt für Vorsatz bezüglich der Tatsache, daß es dem K darauf ankam.

cc) K wurde durch die Täuschung zum Abschluß des Kaufvertrags bestimmt. Da er auf einer entsprechenden Klausel im Kaufvertrag bestand, ist davon auszugehen, daß K das Auto nicht gekauft hätte, wenn er um die Überalterung der Reifen gewußt hätte.
1 Punkt

c) K hat alsbald nach Kenntnis der Täuschung und damit innerhalb der Frist des § 124 BGB die Anfechtung erklärt.

1 Punkt

3. Rechtsfolge: Der Kaufvertrag ist nichtig. V hat die 52.000 Euro ohne Rechtsgrund erlangt.

IV. V könnte aber gemäß § 818 III BGB berechtigt sein, dem K entgegenzuhalten, daß K seinerseits den Wagen nicht mehr herausgeben könne.

1 Punkt

1. K seinerseits war wegen der Nichtigkeit des Kaufvertrags ebenfalls nach § 812 I 1 1.Alt. BGB verpflichtet, den Wagen an V zurückzugeben und zurückzuübereignen. Diese Pflicht ist jedoch nach § 275 I BGB ausgeschlossen, da der Wagen Totalschaden erlitten hat. Ein Anspruch auf Wertersatz (§ 818 II BGB) scheitert am Entreicherungseinwand des K (§ 818 III BGB).

4 Punkte

1 Punkt für die Feststellung, daß K nach § 812 I 1 1.Alt. zur Herausgabe des Wagens verpflichtet war, 1 Punkt für § 275I BGB, 1 Punkt für § 818 II BGB, 1 Punkt für § 818 III BGB zugunsten des K gegen V.

2. Daraus folgert der BGH, daß grundsätzlich V seinerseits um den empfangenen Kaufpreis entreichert ist (sog. Saldotheorie): Diese Handhabung stelle die folgerichtige Fortentwicklung des § 818 III BGB in nichtigen Austauschverträgen dar. Wer im gegenseitigen Vertrag eine Leistung hingegeben habe und diese wegen § 818 III BGB weder in Natur noch dem Werte nach zurückbekomme, sei seinerseits um die Gegenleistung nicht mehr bereichert. Das hätte im vorliegenden Fall die folgende Konsequenz: K kann den Wagen im tatsächlichen Wert von insgesamt 57.000 Euro nicht wieder zurückgeben. Er muß sich daher diesen Betrag auf seinen Bereicherungsanspruch gegen V anrechnen lassen und könnte daher nur noch 3.000 Euro fordern.

6 Punkte

3. Die Ansicht des BGH ist bereits im Ansatz problematisch, weil sie auf diese Weise dem K das Risiko des zufälligen Untergangs der Kaufsache aufbürdet, obwohl K nach § 818 I BGB Nutzungsersatz schuldet. § 446 BGB schreibt für den wirksamen Kaufvertrag vor, daß der Käufer ab Übergabe zwar die Preisgefahr trägt, ihm aber auch die Nutzungen gebühren. Die Vorschrift ist Ausdruck eine Kohärenz von Vorteil und Risiko. Wenn aber K beim nichtigen Kaufvertrag nach § 818 I BGB die Nutzungen herausgeben muß, kann man ihn nicht länger die Gefahr des zufälligen Untergangs tragen lassen. Deshalb verbietet es sich entgegen der Ansicht des BGH, dem V allein wegen des Untergangs der Kaufsache einen Abzug vom zurückzugewährenden Kaufpreis zuzubilligen. Eher erscheint es sachgerecht, grundsätzlich die Rechtsfolgen der §§ 346 ff. BGB auch im nichtigen Austauschvertrag zur Anwendung zu bringen: Die Parteien werden von der Nichtigkeit des Vertrags grundsätzlich ebenso überraschend getroffen wie von einem gesetzlichen Rücktrittsrecht.

Bis zu 6 Zusatzpunkte

4. Jedenfalls aber würde selbst der BGH im vorliegenden Fall die Saldotheorie nicht anwenden:

a) V hat arglistig getäuscht: Wenn die Saldotheorie rechtsdogmatisch auf einer Analogie zu § 818 III BGB beruht, kann sie demjenigen nicht zugute kommen, der verschärft haftet (§§ 818 IV, 819 I BGB). Im vorliegenden Fall hat V den K arglistig getäuscht. Er wußte um die Anfechtbarkeit des Kaufvertrags und wird daher nach § 142 II BGB so behandelt, als hätte er die Nichtigkeit des Kaufvertrags und damit das Fehlen des Rechtsgrundes von Anfang an gekannt. Damit haftet er nach § 819 I BGB verschärft. Er kann sich nicht auf die Saldotheorie berufen.

6 Punkte

b) Es ist eher Zufall, ob der wegen eines Sachmangels arglistig getäuschte Käufer anficht oder zurücktritt. Die Wahl des einen oder des anderen Rechtsbehelfs rechtfertigt keinen Unterschied in den Rechtsfolgen.

2 Punkte

allein dafür, daß dieser Argumentationsansatz gebracht wird.

aa) K wäre nach §§ 437 Nr. 2, 323 I BGB zum Rücktritt berechtigt gewesen: der Wagen wies nicht die vereinbarte Beschaffenheit auf (§ 434 I 1 BGB), da die Reifen nicht fabrikneu waren. Die Lieferung des Wagens mit mangelfreier Bereifung war fällig (§ 271 I BGB). Eine Fristsetzung war dem K unzumutbar und daher nach § 440 S. 1 3.Alt. BGB entbehrlich: V hatte vorsätzlich mangelhaft geleistet; sein unredliches Verhalten rechtfertigte die Befürchtung, er werde dies Verhalten im Rahmen einer denkbaren Nacherfüllung wiederholen. Der Mangel war nach § 323 V 2 BGB wegen seiner fatalen Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit des Fahrzeugs erheblich.

6 Punkte

1 Punkt für § 437 Nr. 2, 323 I BGB; 1 Punkt für § 434 I 1 BGB; 2 Punkte für Unzumutbarkeit der Fristsetzung; 2 Punkte für § 323 V2 BGB. Das Merkmal der Fälligkeit wird in dieser verschachtelten Prüfung leicht untergehen; deshalb 1 Zusatzpunkt, wenn es gleichwohl abgehandelt wird.

bb) Wäre K nach §§ 437 Nr. 2, 323 I BGB zurückgetreten, so bekäme er nach § 346 I BGB den Kaufpreis zurück. Er wäre zwar seinerseits nach § 346 II 1 Nr. 3 BGB verpflichtet, dem V für den untergegangenen Wagen Wertersatz zu leisten. Doch wäre die Verpflichtung zum Wertersatz im vorliegenden Fall nach § 346 III 1 Nr. 2 BGB ausgeschlossen, weil die von V zu verantwortende fehlerhafte Bereifung zu dem Unfall und damit zum Untergang des Wagens geführt hat: V hatte als Rückgewährgläubiger jenen Untergang mithin zu vertreten.

6 Punkte

1 Punkt für § 346 I BGB; 1 Punkt für § 346 II 1 Nr. 3 BGB; 4 Punkte für § 346 III 1 Nr. 2 BGB. Womöglich werden etliche Bearbeiter/innen auf § 346 III 1 Nr. 3 BGB zusteuern und ggf. sodann fragen, ob die Vorschrift auch im Straßenverkehr gilt. Dieser Weg ist nicht ganz unvertretbar, aber auch nicht überzeugend: Er birgt die Gefahr, daß man – im vorliegenden Fall wegen § 346 III 1 Nr. 2 BGB im Ergebnis fehlerhaft! – annimmt, der Wertersatzanspruch sei hier nicht ausgeschlossen. Daher nicht mehr als 2 Punkte für den Lösungsweg über § 346 III 1 Nr. 3 BGB.

cc) Deshalb erscheint es hier angemessen, von vornherein die Rechtsgedanken der §§ 346 ff. BGB auch im Bereicherungsrecht anzuwenden. K muß sich daher keinen Abzug vom Kaufpreisrückgewähranspruch gefallen lassen, auch nicht nach den Grundsätzen der Saldotheorie.

V. Ergebnis: K kann von V Zahlung von 52.000 Euro verlangen.

Gesamt für Aufgabe 1: 45 Punkte

Aufgabe 2

A. B könnte gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 8.000 Euro aus § 812 I 1, 2. Alt. BGB haben.

1 Punkt

I. V hat etwas erlangt, nämlich eine Kontogutschrift über 8.000 Euro.

II. Dies geschah aber nicht durch Leistung der B. B wollte nichts an V leisten, sondern den Überweisungsvertrag (heute sog. Einzelzahlungsvertrag, § 675f I BGB) mit K erfüllen. Eine Leistung B an V liegt daher nicht vor.
2 Punkte
B. B könnte gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 8.000 Euro aus § 812 I 1, 2. Alt. BGB haben.

1 Punkt
I. V hat etwas erlangt, nämlich eine Kontogutschrift über 8.000 Euro.

II. V müßte diesen Betrag in sonstiger Weise erlangt haben.

1. Das könnte man mit folgender Begründung bejahen: Zwischen B und V habe kein Rechtsverhältnis bestanden, innerhalb dessen B einen Leistungszweck zugunsten des V hätte verfolgen können; insbesondere sei B dem V gegenüber nicht zu irgendeiner Erfüllung verpflichtet gewesen. Daher habe V den Betrag in sonstiger Weise – d. h. eben nicht durch Leistung – von B erlangt.

2 Punkte

2. V könnte jedoch die 8.000 Euro durch Leistung des K – und damit gerade nicht in sonstiger Weise – erlangt haben.

2 Punkte

allein dafür, daß dieser Argumentationsansatz gebracht wird.

a) An sich hatte K die Überweisungsträger vordatiert, damit V sie zum Zwecke der Befriedigung wegen seiner Kaufpreisforderung bei der Bank einreiche. Damit hatte K eine Leistungszweckbestimmung des Inhalts getroffen, daß er seine Kaufpreisschuld tilgen wolle. In einem solchen Fall verbietet sich grundsätzlich die Annahme einer Nichtleistungskondiktion der B (sog. Vorrang der Leistungskondiktion). V hat sich nur den K als Vertragspartner ausgesucht. Er hat ein schutzwürdiges Interesse daran, daß ihm etwaige Einwendungen aus dem Valutaverhältnis mit K erhalten bleiben. Er braucht daher eine Nichtleistungskondiktion der B grundsätzlich nicht zu gewärtigen.

5 Punkte

b) Das gilt freilich nur, wenn der Zuwendung des Geldes durch K eine wirksame Leistungszweckbestimmung durch K vorlag. Ob dies der Fall ist, beurteilt sich vom Empfängerhorizont aus, also aus der Sicht des V: Die Leistungszweckbestimmung ist ein privatautonomer Willensakt und einer Auslegung nach §§ 133, 157 BGB zugänglich. Grundsätzlich darf der Empfänger, der im Valutaverhältnis eine Leistung zu beanspruchen hat, davon ausgehen, daß derjenige, der zu seinen Gunsten einen Geldbetrag zur Zahlung anweist, welcher sich der Höhe nach mit jenem Anspruch deckt, mit der Zahlung seine Verbindlichkeit ihm gegenüber erfüllen will. Deshalb scheidet eine Nichtleistungskondiktion der angewiesenen Bank (B) gegen den Empfänger (V) selbst bei fehlerhafter Anweisung grundsätzlich aus, solange der Empfänger (V) vom Fortbestand der Leistungszweckbestimmung ausgehen darf. Danach scheint es, als stünde einer Kondiktion der B gegen V der Vorrang der Leistungskondiktion entgegen.

5 Punkte

c) Im vorliegenden Fall wußte aber V nicht nur, daß K ihm im Valutaverhältnis nichts schuldete (§ 142 II BGB); er wußte ebenso, daß K die Anweisung an B, das Geld an V zuzuwenden, und damit auch die zu seinen Gunsten getroffene Leistungszweckbestimmung widerrufen hatte. Die Überweisung von 8.000 Euro war damit auch nach der maßgeblichen Sicht des K nicht mehr von einer wirksamen Leistungszweckbestimmung getragen. Es liegt damit keine Leistung des K an V vor. Vielmehr ist K in sonstiger Weise auf Kosten der B bereichert.

5 Punkte

III. V müßte die Gutschrift auf Kosten der B erlangt haben. Das ist zu bejahen: B hat letztlich die Last aus dem Überweisungsgeschäft tragen müssen: Der Überweisungsauftrag war vor seiner Ausführung widerrufen worden. Er konnte nach § 675p III BGB auch noch widerrufen werden: Die Überweisungsträger waren auf spätere Daten ausgestellt, sollten also nach dem von B gebilligten Willen des K nicht vorher ausgeführt werden. Daher handelte es sich um einen i.S. des § 675j I 1 BGB nicht autorisierten Zahlungsvorgang. B hat die fehlerhafte Überweisung und die Belastung des Kontos des K mit dem Überweisungsbetrag daher nach § 675u S. 2 BGB wieder zu stornieren und dem K die 8.000 Euro erneut gutzuschreiben. Damit ist die Zuwendung an V auch auf Kosten der B erfolgt.

2 Punkte

Bis zu 4 Zusatzpunkte, wenn die §§ 675j, 675p, 675u BGB sauber angewendet werden.

IV. Ein Rechtsgrund, weswegen V im Verhältnis zu B die Zahlung sollte behalten dürfen, ist nicht ersichtlich.

1 Punkt

V. Ergebnis: B kann von V Zahlung von 8.000 Euro verlangen.
Gesamt für Aufgabe 1: 26 Punkte

Aufgabe 3

A. K könnte gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 79.800 Euro aus § 280 I BGB haben.

1 Punkt

Wegen des nachstehend II. Gesagten ist es auch vertretbar, mit §§ 280 I, III, 283 BGB zu beginnen, ggf. i. V. m. § 437 Nr. 3 BGB.

I. Zwischen K und V bestand ein Schuldverhältnis, nämlich ein Kaufvertrag.

II. V müßte eine Pflicht verletzt haben. Dies könnte man auf zweierlei Weise begründen:

1. Möglichkeit 1: V hat bei Fälligkeit nicht mangelfrei erfüllt und obendrein den Wagen mit einer nicht verkehrssicheren Bereifung versehen und damit die gefahrträchtige Verwendung des Wagens – und schließlich den Unfall mit seinen fatalen Folgen – heraufbeschworen. Er hat damit die Unmöglichkeit der Nacherfüllung herbeigeführt und mithin eine Leistungspflicht i. S. des § 241 I BGB verletzt. Rechtsfolge dieses Argumentationsansatzes wäre allerdings nicht ein Anspruch aus § 280 I BGB direkt, sondern ein Anspruch auf Schadensersatz statt der Leistung nach §§ 280 I, III, 283 BGB.

2. Möglichkeit 2: V hat bei Fälligkeit an sich ein intaktes Auto geliefert, allerdings mit fehlerhafter Bereifung. Indem V den K nicht über die Gefahren aufgeklärt hat, die mit der Bereifung verbunden waren, hat er die gefahrträchtige Nutzung des Wagens durch K heraufbeschworen und damit zugelassen, daß der Fehler an den Reifen anläßlich des Unfalls das gesamte übrige – bislang unversehrte – Auto in Mitleidenschaft zog. V hat damit eine Rücksichtspflicht i. S. des § 241 II BGB verletzt: Er hat es an der Rücksichtnahme auf das Eigentum des K an dem bislang intakten Wagen fehlen lassen.

3. Den Vorzug verdient Möglichkeit 2: Wollte man nämlich einem Anspruch aus §§ 280 I, III, 283 BGB das Wort reden, so zwänge dies zu dem Gedankengang, daß V die Totalunmöglichkeit der Leistung herbeigeführt hat, obwohl er zu einem ganz erheblichen Teil bereits erfüllt hatte: Abgesehen von den Reifen hatte K bereits bekommen, was ihm zustand. Demgegenüber ist festzuhalten, daß das Eigentum des K am an sich intakten Kfz als solches selbständig deliktsrechtlich schutzfähig ist. Daher erscheint es sinnvoller, den eingetretenen Schaden bereits dem Integritäts- und nicht mehr dem Äquivalenzinteresse des K zuzuordnen.

8 Punkte

für den gesamten Komplex zu II. Beide Lösungswege sind vertretbar; wichtig ist nur, daß problematisiert wird, ob wir es mit der Verletzung einer Leistungspflicht im Äquivalenzinteresse oder mit der Verletzung einer Rücksichtspflicht im Integritätsinteresse des K zu tun haben. Dabei müssen die Stichwörter Äquivalenz- oder Integritätsinteresse jedenfalls an dieser Stelle noch nicht gebracht werden.

III. V hat die Pflichtverletzung zu vertreten, weil er genau wußte, daß die Reifen nicht mehr verwendet werden durften. Er hat zwar auf das Ausbleiben eines Unfalls vertraut; das reduziert aber bestenfalls sein Verschulden auf bewußte Fahrlässigkeit.

1 Punkt

IV. Fraglich ist, ob und in welcher Höhe dem V ein Schaden entstanden ist. Nach § 249 I BGB hat V den Zustand herzustellen, der bestünde, wenn das schadenstiftende Ereignis nicht eingetreten wäre.

1 Punkt

dafür, daß § 249 I BGB als Ausgangspunkt genannt wird.

1. Substanzschaden: Hätte V entweder fabrikneue Reifen aufgezogen oder aber wenigstens den K über den Mangel an den Reifen aufgeklärt, so wäre K mit dem Wagen nicht gefahren. Die Reifen an sich waren zwar ohnehin wertlos; der Wagen als solcher im Wert von 77.000 Euro wäre dem K aber verblieben. K kann daher als Substanzschaden Zahlung von 77.000 Euro verlangen. Gegen diesen Anspruch kann V ggf. mit seinem fortbestehenden Kaufpreisanspruch aufrechnen.

3 Punkte

2. Nutzungsausfall: a) Hätte V entweder fabrikneue Reifen aufgezogen, so hätte K den Wagen gefahrlos nutzen können; hätte V den K wenigstens über den Mangel an den Reifen aufgeklärt, so hätte K auf fabrikneuen Reifen bestanden; V hätte sie binnen einer Stunde montieren können. Selbst in diesem Fall wäre dem K die Nutzung des Wagens zur Verfügung gestanden.

2 Punkte

b) Die Nutzung des Wagens für die vergangenen vier Wochen ist aber nicht mehr nachholbar. Es kommt mithin lediglich eine Geldentschädigung nach § 251 I BGB in Betracht – und dies nur, wenn es sich beim Verzicht auf die Nutzung des Kfz um einen Vermögensschaden handelt; andernfalls scheitert der Anspruch an der Sperre des § 253 I BGB.

4 Punkte

2 Punkte für §251 I BGB (den sehen in diesem Kontext meist nur wenige Bearbeiter/innen!), 2 Punkte für den Ansatz zu § 253 II BGB.

c) Ob der Verzicht auf die Nutzung einer Sache einen Vermögensschaden darstellt, wurde lange Zeit unterschiedlich beurteilt und ist erst seit 1986 durch den BGH geklärt:

 - Frustrationsthese: Ein Vermögensschaden liege deshalb vor, weil K, hätte er gewußt, daß er den Wagen für vier Wochen nicht hätte nutzen können, sich entschlossen hätte, jenen Wagen abzumelden und damit Steuern und Versicherung zu sparen. Diese Hypothese erscheint freilich bereits im Tatsächlichen zweifelhaft, läßt sich aber jedenfalls rechtlich nicht halten: § 249 I BGB stellt den Geschädigten nicht so, wie wenn er vorausgesehen hätte, daß das Schadensereignis eintreten werde, sondern so, wie wenn jenes Ereignis überhaupt nicht eingetreten wäre. Dann aber hätte K den Wagen weiterhin genutzt und Steuern und Versicherung zahlen müssen.

 - Kommerzialisierungsthese: § 253 I beruhe auf dem Gedanken, daß es schwerfalle, immaterielle Schäden in Geld zu beziffern. Dies Problem stelle sich beim Nutzungsverzicht nicht; denn die Nutzung von Wirtschaftsgütern sei am Markt gegen Entgelt erhältlich und könne daher auch mit jenem Marktwert beziffert werden. Das Problem an dieser Auffassung besteht darin, daß selbst der Verzicht auf die Nutzung von Luxusgütern auf diese Weise ersatzfähig gestellt wird. Das dürfte mit der Wertung des § 253 I BGB nicht mehr zu vereinen sein.

 - BGH: Für Nutzungsausfall ist der Geschädigte dann in Geld zu entschädigen, wenn das Gut, auf dessen Nutzung er verzichten muß, für seine eigenwirtschaftliche Lebensgestaltung von allgemeiner und zentraler Bedeutung ist. Dann erscheint es gerechtfertigt, den Verzicht auf die Nutzung ebenso zu behandeln wie den Verzicht auf erwerbswirtschaftlichen Einsatz einer Sache zur Gewinnerzielung; für jenen verzicht aber wäre nach § 252 BGB ebenfalls Ersatz zu leisten.

 - Konsequenz: Das Auto ist ein Gegenstand von allgemeiner und zentraler Bedeutung für die eigenwirtschaftliche Lebensplanung. Damit ist für den Nutzungsausfall nach § 251 I BGB eine Geldentschädigung zu zahlen.

6 Punkte

allein dafür, daß die heutige Rechtsprechung in Ergebnis und Begründung referiert und unter sie subsumiert wird. Für alles, was darüber hinausgeht, bis zu 4 Zusatzpunkte.

 - Einschränkung: Nutzungsausfall bei Verzicht auf die Sachnutzung ist lediglich dann zu zahlen, wenn jener Verzicht zu einer spürbaren Beeinträchtigung des K geführt hat. Wer sein Auto in der fraglichen Zeit überhaupt nicht nutzen wollte oder konnte, kann daher keinen Nutzungsersatz begehren. K lag zwei Wochen im Krankenhaus und hätte daher ohnehin nicht mit seinem Wagen fahren können. Nutzungsausfall bekommt er daher für diese zwei Wochen nicht ersetzt, sondern nur für die anschließenden zwei Wochen, in denen er zwar gesund, aber ohne Auto war.

4 Punkte

V. Ergebnis: K kann von V Zahlung von 77.000 Euro Substanzschaden und von 2.800 Euro Nutzungsausfall (28 tage zu je 100 Euro) aus § 280 I BGB verlangen. Gegen diesen Anspruch kann V mit seinem fortbestehenden Kaufpreisanspruch von 60.000 Euro aufrechnen.
B. K könnte gegen V einen Anspruch auf Zahlung von 79.800 Euro aus § 823 I BGB haben.

1 Punkt

I. V müßte ein Rechtsgut des K verletzt haben. In Betracht kommt die Verletzung seines Eigentums am PKW.

1 Punkt

1. Daran könnte es fehlen, weil der Wagen dem K von vornherein mit den mangelhaften Reifen übereignet wurde. Man könnte argumentieren, K habe niemals fehlerfreies Eigentum innegehabt und könne daher in jenem Eigentum auch nicht dadurch verletzt werden, daß der einmal vorhandene Mangel sich in die Kaufsache im übrigen weiterfresse. Zum Ausgleich von Mängeln an der Kaufsache seien nicht die §§ 823 ff. BGB, sondern die Gewährleistungsvorschriften der §§ 434 ff. BGB berufen; denn in dem eingetretenen Schaden verwirkliche sich eine Störung des Äquivalenzinteresses, des Interesses des K nämlich, für sein Geld eine gleichwertige Kaufsache zu bekommen. Demgegenüber solle § 823 I BGB das Integritätsinteresse des Geschädigten an der Unversehrtheit seiner Rechtsgüter schützen.

2. Der BGH hält demgegenüber das Eigentum des Käufers selbst an der fehlerhaften Kaufsache für deliktsrechtlich schutzfähig, und zwar auch soweit es um Beschädigungen der Kaufsache durch in ihr selbst angelegte Mängel gehe (sog. Weiterfresserschäden). Ein Vorrang der §§ 434 ff. BGB sei nur insoweit anzuerkennen, als die eingetretene Beeinträchtigung der Kaufsache mit der Beeinträchtigung des Äquivalenzinteresses des Käufers stoffgleich sei.

 - Stoffgleichheit fehlt (und § 823 I BGB ist daher anwendbar), wenn sich der Mangel auf ein von der restlichen Kaufsache abgrenzbares Einzelteil bezieht. Das ist hier der Fall: Der Mangel haftete allein den reifen an; der Rest des Wagens war intakt.
 - Stoffgleichheit fehlt außerdem (und § 823 I BGB ist daher ebenfalls anwendbar), wenn sich der Mangel ohne nennenswerten Aufwand beseitigen läßt und die Eigentumsverletzung, wäre er beseitigt worden, vermieden worden wäre. Das ist hier ebenso der Fall: V hätte binnen einer Stunde, d. h. mit geringem Aufwand, die alten Reifen ab- und neue aufmontieren können.

 - Nach BGH war daher das intakte Rest-Auto taugliches Objekt einer eine tatbestandsmäßigen Eigentumsverletzung gegeben.

3. Die Verletzungshandlung besteht in dem Umstand, daß V eine Aufklärungspflicht verletzt und dadurch die Zerstörung des Wagens heraufbeschworen hat: Hätte er den K gewarnt, wäre K mit diesem Wagen nicht gefahren, so daß auch der Totalschaden vermieden worden wäre. Hätte V den K über die Überalterung der Reifen informiert, so hätte dies zwar nichts an der Wertlosigkeit der Reifen, wohl aber etwas am eingetretenen Substanzschaden geändert. Daher liegt eine tatbestandsmäßige Rechtsgutsverletzung vor.
10 Punkte

für den gesamten Komplex sub II. 1. bis 3. Der Erwerb dieser10 Punkte setzt nicht notwendig das Referat des gesamten Streitstandes voraus. Wichtiger ist, daß das Problem der Abgrenzung von Äquivalenz- und Integritätsinteresse gesehen und plausibel gelöst wird. Es ist außerdem darauf zu achten, ob der zu § 280 I BGB eingenommene Standpunkt folgerichtig fortgeführt wird: Es wäre z. B. wenig konsequent, einen Anspruch aus § 280 I BGB direkt zu bejahen, einen solchen aus § 823 I BGB aber abzulehnen. Die vorstehenden Überlegungen können auch schon bei $ 280 I BGB beim Merkmal der Pflichtverletzung angesiedelt werden; dort stellt sich dann die Frage, ob das intakte Rest-Auto taugliches Objekt einer Rücksichtspflichtverletzung ist.
II. Diese Verletzung müßte zurechenbar auf ein Verhalten des V zurückzuführen sein (haftungsbegründende Kausalität). V hat nun den Wagen nicht selbst beschädigt. Vielmehr ist K selbst mit dem Wagen gefahren. Es handelt sich mithin um eine mittelbare Verletzungshandlung des V: Zwischen seinem Verhalten und der Verletzung des Eigentums des K ist willensgetragenes Handeln des K zwischengeschaltet. Solche mittelbaren Verletzungshandlungen sind dem V nur zuzurechnen, wenn V eine Verkehrspflicht verletzt hat. Das ist hier der Fall: Den V traf die Pflicht, die Herstelleranweisung zu beachten und die Reifen bei Überalterung nicht mehr aufzumontieren. Jedenfalls aber traf ihn die Pflicht, den K über die fehlerhafte Bereifung aufzuklären, damit K sich nicht in die Gefahr begab, mit dem Wagen zu fahren und möglicherweise eine Reifenplatzer zu riskieren. Diese Verkehrspflicht hat V verletzt. Hätte er wenigstens den K aufgeklärt, so wäre die Fahrt unterblieben und das Eigentum des K am restlichen Auto nicht verletzt worden. Die haftungsbegründende Kausalität ist daher zu bejahen.

4 Punkte

III. Die Rechtswidrigkeit ist durch die tatbestandsmäßige Eigentumsverletzung indiziert. Rechtfertigungsgründe sind nicht ersichtlich.

IV. Den V trifft ein Verschulden, weil er genau wußte, daß die Reifen nicht mehr verwendet werden durften. Er hat zwar auf das Ausbleiben eines Unfalls vertraut; das reduziert aber bestenfalls sein Verschulden auf bewußte Fahrlässigkeit.

V. Zum Schaden gilt das oben A. Ausgeführte entsprechend.

VI. Ergebnis: K kann von V Zahlung von 77.000 Euro Substanzschaden und von 2.800 Euro Nutzungsausfall (28 Tage zu je 100 Euro) aus § 823 I BGB verlangen. Gegen diesen Anspruch kann V mit seinem fortbestehenden Kaufpreisanspruch von 60.000 Euro aufrechnen.
Gesamt für Aufgabe 1: 46 Punkte

Gesamt für die ganze Klausur: 117 Punkte
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	Sehr gut (18 P.)
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	Ab 86 Punkten
	Gut (15 P.)
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	Weniger als 6 Punkte
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